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Teil A Einleitung 

1. Anlass und Aufstellungsverfahren 

1.1 Anlass der Aufstellung 

Die Gemeinde Appenweier beabsichtigt die Erweiterung des Mischgebiets östlich des Fran-
kenwegs. Bereits bei der Aufstellung des Bebauungsplanes „Ebersweierer Weg I“ wurde 
diese Entwicklung angedacht und vorbereitet. Diese Entwicklung soll nun fortgeführt werden. 
 
 

1.2  Art des Bebauungsplans 

Für das Plangebiet wird ein qualifizierter Bebauungsplan nach § 30 Abs. 1 BauGB aufge-
stellt. Das bedeutet, dass der Bebauungsplan mindestens Festsetzungen über die Art und 
das Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen 
Verkehrsflächen enthält. Bauvorhaben sind nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes dann 
zulässig, wenn sie den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht widersprechen und ihre 
Erschließung gesichert ist. 
 
 

1.3  Verfahrensart 

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren nach § 2 BauGB aufgestellt. Für die Belange 
des Umweltschutzes ist nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB im Aufstellungsverfahren 
eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswir-
kungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Die Um-
weltprüfung wird im Umweltbericht dokumentiert, der ein gesonderter Teil der Begründung 
zum Bebauungsplan ist. 
 
 

1.4  Aufstellungsverfahren 

Am __.__.____ wurde vom Gemeinderat der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
„Frankenweg“ gefasst.  
 
Das städtebauliche Konzept für das Plangebiet, der Vorentwurf des Bebauungsplans mit 
Stand __.__.____ sowie textliche Erläuterungen dazu konnten in der Zeit vom __.__.____ 
bis einschließlich __.__.____ im Rathaus eingesehen werden. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom __.__.____ von der Planung un-
terrichtet. Die betroffenen Nachbargemeinden wurden von der Planung unterrichtet. 
 
Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligungsverfahren wurden in die weitere Abwägung ein-
bezogen. Der überarbeitete Bebauungsplanentwurf wurde am __.__.____ vom Gemeinderat 
als Grundlage für die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Behördenbeteili-
gung nach § 4 Abs. 2 BauGB gebilligt. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplans mit Stand __.__.____ wurde vom __.__.____ bis zum 
__.__.____ öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung wurden durch Veröffentli-
chung im Amtsblatt vom __.__.____ bekannt gemacht. 
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Die Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 BauGB 
zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB. Die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, wurden mit Schreiben vom __.__.____ von der Planung unterrichtet und zur Stellung-
nahme zum Entwurf des Bebauungsplans mit Stand __.__.____ aufgefordert. 
 
Die im Rahmen der öffentlichen Auslegungen vorgetragenen Anregungen sowie die Stel-
lungnahmen der beteiligten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden vom Gemein-
derat in öffentlicher Sitzung am __.__.____ behandelt. In der gleichen Sitzung wurde der 
Bebauungsplan in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen. Die Begründung 
wurde gebilligt. 
 
 
 

2. Erforderlichkeit der Planaufstellung 

2.1  Begründung der Erforderlichkeit 

Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustel-
len, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Die Bauleitpläne sollen eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte Bo-
dennutzung gewährleisten und dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern 
und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. Bei der Aufstellung 
von Bauleitplänen sind insbesondere die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung sowie die Be-
lange der Wirtschaft und ihrer mittelständigen Struktur (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) zu berück-
sichtigen. Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung des Mischge-
bietes zu schaffen, ist ein Bebauungsplan erforderlich. 
 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel) sind Maßnahmen der Innenentwicklung, 
wie Nachverdichtung und Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Vorrang zu geben vor 
einer zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für eine bauliche Nutzung. Der Gemeinde 
Appenweier stehen keine Baugrundstücke im Siedlungsbereich mehr zur Verfügung, so dass 
die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen erforderlich ist. 
 
 

2.2 Artenschutz 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes ist eine Überprüfung erforderlich, ob durch 
die Umsetzung des geplanten Vorhabens artenschutzrechtliche Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG ausgelöst werden können. 
 
Ermittelt werden müssen die nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten Arten und der 
europäischen Vogelarten, die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu erwarten sind. 
Anschließend muss geprüft werden, ob durch die Aufstellung des Bebauungsplanes ein Ver-
stoß gegen das Bundesnaturschutzgesetz droht. 
 
Im Jahr 2015 wurde für die Änderung des Flächennutzungsplanes durch Bioplan Bühl eine 
artenschutzrechtliche Abschätzung erstellt. Aufgrund der Lebensraumausstattung ist insbe-
sondere mit einer Betroffenheit folgender artenschutzrechtlich relevanter Arten bzw. Gruppen 
auszugehen: Vögel, Fledermäuse, Zaun- und Mauereidechse, Kreuzkröte und Holzkäfer. Für 
die genannten Arten werden vertiefende Untersuchungen durchgeführt. 
 
Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung werden ergänzt. 
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2.3 Hochwasserschutz 

 

Abbildung 1: Hochwassergefahrenkarte; Quelle: LUBW, 
14.01.2018; eigene Darstellung 

In gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und § 65 Wassergesetz für Baden-
Württemberg (WG) festgesetzten Über-
schwemmungsgebieten ist die Ausweisung 
neuer Baugebiete nach § 78 Abs. 1 Nr. 1 
WHG grundsätzlich untersagt. 
 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb 
festgesetzter Überschwemmungsgebiete, 
bei Umsetzung des Bebauungsplanes 
kommt es nicht zu einem Verlust von Rück-
halteflächen bei einem hundertjährlichen 
Hochwasserereignis (HQ100). Der 
Aufstellung des Bebauungsplans stehen 
keine Belange des Hochwasserschutzes 
gem. § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB, § 77 i.V. mit 
§ 76 WHG entgegen. 
 

 
 
 

3. Geltungsbereich und Beschreibung des Plangebiets 

3.1  Räumlicher Geltungsbereich 

Der gemäß § 9 Abs. 7 BauGB festgesetzte Geltungsbereich hat eine Größe von etwa 0,8 ha 
(8.465 m²) und wird begrenzt 

- im Norden durch das Baugebiet „Ebersweierer Weg I“, 
- im Osten durch den Bebauungsplan „Ebersweierer Weg II“ 
- im Süden durch den bestehenden landwirtschaftlichen Weg, 
- im Westen durch den Frankenweg. 

 
Der Geltungsbereich umfasst folgende Grundstücke der Gemarkung Appenweier: 
 
teilweise komplett 

1819/1 1820/1 
1755 1821/1 
1756 1747/2 
1775 1748/1 
1315 1750 
 1751/2 
 5231 
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Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplans; Quelle: LGL BW, eigene Darstellung 
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3.2  Ausgangssituation 

3.2.1 Stadträumliche Einbindung 

 

Abbildung 3: Luftbild mit Eintragung des Plangebiets; Quelle: LGL BW, eigene Darstellung 

 
Das Plangebiet liegt am südlichen Siedlungsrand von Appenweier. Der Ortskern beginnt et-
wa 700 m nördlich des Plangebietes. 
 
Etwa 130 m westlich des Plangebiets verläuft die Bundesstraße B 3, etwa 100 m südlich die 
Bundesstraße B 28. 
 
 
3.2.2 Bebauung und Nutzung 

Die Flächen im Plangebiet werden überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Hierbei prägen 
Ackerflächen das Plangebiet. Zusätzlich befinden sich im Plangebiet eine Wiese mit einzel-
nen Obstbäumen. 
 

Edeka 

 

Rathaus 

 

Plangebiet 

BAB5/ 
Kehl 

Oberkirch 

Achern 
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Nördlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich das bereits zu einem Großteil aufge-
siedelte Wohn- und Mischgebiet „Ebersweierer Weg“. Westlich befindet sich das Gewerbe-
gebiet „Hinter den Gärten“. 
 
Östlich des Plangebiets ist die Erweiterung des Wohngebiets „Ebersweierer Weg II“ geplant. 
 
 
3.2.3 Kulturdenkmale 

Im Plangebiet sind keine Kulturdenkmale vorhanden. 
 
 
3.2.4 Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke im Plangebiet sind in privatem Eigentum. Die bestehenden Straßen und 
Wege sind in öffentlichem Eigentum. 
 
 
3.2.5 Topographie und Geländeverhältnisse 

Das Plangebiet ist weitgehend eben ausgebildet und fällt leicht von Süd-Ost nach Nord-
West. 
 
 
3.2.6 Bodenbeschaffenheit und Bodenbelastungen 

Bodenbeschaffenheiten 

Die Ergebnisse des Bodengutachtens werden ergänzt. 
 
Bodenbelastungen 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Altlasten oder Altlastverdachtsflä-
chen bekannt, die der Aufstellung des Bebauungsplans entgegenstehen. 
 
 
3.2.7 Gewässer 

Gewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. 
 
 
3.2.8 Immissionsbelastungen 

Schallschutz 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden durch das Ingenieurbüro Heine+Jud, 
Freiburg, die durch Straßenverkehr und Gewerbebetriebe auf das Plangebiet einwirkenden 
Schallimmissionen ermittelt. 
 
Anhand der Untersuchung konnte nachgewiesen werden, dass die Ausweisung der Bau-
grundstücke als Mischgebiet unter Berücksichtigung verschiedener passiver Schallschutz-
maßnahmen gegenüber Verkehrslärm möglich ist. Gegenüber Gewerbelärm sind keine 
Maßnahmen erforderlich. Darüber hinaus stellt das Mischgebiet eine wirksame Abstufung 
zwischen dem westlich angrenzenden Gewerbegebiet und dem östlich geplanten Allgemei-
nen Wohngebiet dar. 
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Landwirtschaft 

Südlich des Plangebiets befinden sich Acker- und Obstbaumkulturen. Aufgrund des Ab-
stands von 10 m zwischen landwirtschaftlichen Flächen und Wohnbaugrundstücken wird 
davon ausgegangen, dass Konflikte zwischen Landwirtschaft und Mischgebiet vermieden 
werden. 
 
 
3.2.9 Störfallbetriebe 

Das Plangebiet liegt außerhalb des relevanten Abstands (Achtungsabstand, angemessener 
Abstand) von Störfallbetrieben. 
 
 
3.2.10 Verkehrliche Erschließung 

Über den Frankenweg ist das Plangebiet an das örtliche und überörtliche Straßennetz ange-
bunden. Zusätzlich erfolgt im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan „Ebersweierer Weg 
II“ ein Anschluss an Burgunderstraße und Badenerstraße. 
 
 
3.2.11 Ver- und Entsorgung 

Ver- und Entsorgungsleitungen befinden sich im Frankenweg. An diese Leitungen kann das 
Plangebiet angeschlossen werden. Im Plangebiet befinden sich keine Ver- und Entsorgungs-
leitungen. 
 
 
3.2.12 Natur | Landschaft | Umwelt 

 

Abbildung 4: Übersicht der Schutzgebiete sowie ge-
schützter Biotope, Quelle: LUBW, 06.02.2019; eigene 
Darstellung 

Das Plangebiet unterliegt aktuell keinen 
Schutzkategorien. Es ist weder als Natur- 
oder Landschaftsschutzgebiet noch als 
FFH- oder Vogelschutzgebiet ausgewiesen. 
Biotope, Naturdenkmale oder FFH-
Mähwiesen finden sich ebenfalls nicht im 
Plangebiet. 
 
Darüber hinaus kann festgehalten werden, 
dass eine Beeinträchtigung des europäi-
schen Schutzgebietsnetzes „Natura 2000“ 
nicht zu erwarten ist. Weitergehende Prü-
fungen im Sinne des § 34 NatschG BW sind 
daher nicht erforderlich. 
 

 
 
3.2.13 Sonstige Zwangspunkte für die Planung 

Wird bei Bedarf ergänzt. 
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4. Übergeordnete Vorgaben 

4.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Das Plangebiet ist aktuell zu einem großen Teil dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zu-
zuordnen. Zum Außenbereich gehören die Grundstücke, die nicht dem Innenbereich zuge-
ordnet werden können, also weder im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplanes 
noch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen. 
 
Teilbereiche entlang des Frankenwegs sowie im nördlichen Plangebiet sind bereits bereits 
durch andere Bebauungspläne überplant. 
 
 

4.2 Raumordnung und Landesplanung 

 

Abbildung 5: Regionalplan Südlicher Oberrhein – 
Raumnutzungskarte (Auszug); Quelle: Regionalver-
band Südlicher Oberrhein; eigene Darstellung 

Ziele der Raumordnung sind nach der ge-
setzlichen Begriffsbestimmung in § 3 Abs. 1 
Nr. 2 Raumordnungsgesetz „verbindliche 
Vorgaben in Form von räumlich und sach-
lich bestimmten oder bestimmbaren, vom 
Träger der Landes- oder Regionalplanung 
abschließend abgewogenen textlichen oder 
zeichnerischen Festlegungen in Raumord-
nungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und 
Sicherung des Raums“. Vorgaben mit die-
sen Merkmalen sind Ziele der Raumord-
nung, an die die Bauleitplanung nach 
§ 1 Abs. 4 Baugesetzbuch anzupassen ist. 
 
Die Ziele der Raumordnung sind im Lan-
desentwicklungsplan 2002 Baden-Württem-
berg sowie im Regionalplan Südlicher Ober-
rhein 2017 festgelegt. 
 

 
Im Landesentwicklungsplan 2002 ist die Gemeinde Appenweier als Kleinzentrum festgelegt 
und dem Verdichtungsbereich im ländlichen Raum zugeordnet. Im Regionalplan ist die Ge-
meinde Appenweier als Gemeinde mit verstärkter Siedlungstätigkeit für die Funktion Wohnen 
sowie Gewerbe (bis 10 ha) festgelegt. 
 
Die Gemeinde Appenweier liegt auf den im Landesentwicklungsplan festgelegten Entwick-
lungsachsen Offenburg – Appenweier – Renchen – Achern (– Bühl) und Offenburg – Ap-
penweier – Willstätt – Kehl (– Strasbourg) sowie auf der regionalen Entwicklungsachse Of-
fenburg – Appenweier – Oberkirch – Oppenau (– Freudenstadt). 
 
Regionale Grünzüge, Grünzäsuren oder andere schutzbedürftige Bereiche von Freiräumen 

(Vorranggebiete), die von Besiedelung freizuhalten sind, werden durch die Planung nicht 

berührt. 
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4.3  Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 6: Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Appenweier (Auszug); Quelle: Geoportal Raumord-
nung Baden-Württemberg, 08.02.2016; eigene Darstel-
lung 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungs-
pläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Bei der Aufstellung des Bebau-
ungsplans „Frankenweg“ sind deshalb die 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Appenweier zu beachten. 
 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
der Gemeinde Appenweier ist für den Plan-
bereich Mischbaufläche (M) dargestellt. Im 
Bebauungsplan ist die Ausweisung als 
Mischgebiet (MI) geplant. Der Bebauungs-
plan entwickelt sich demnach aus dem Flä-
chennutzungsplan. Eine Genehmigung des 
Bebauungsplanes durch das Landratsamt 
Ortenaukreis ist nicht erforderlich. 
 

 
 

4.4 Verhältnis zu anderen Planungen 

 

Abbildung 7: Bebauungsplan „Ebersweierer Weg I“ der 
Gemeinde Appenweier; Quelle: Gemeinde Appenwei-
er; eigene Darstellung 

Nördlich an das Plangebiet grenzt das Bau-
gebiet „Ebersweierer Weg I“ an. Dieser Be-
bauungsplan ist erstmals am 06.07.2002 in 
Kraft getreten. Zwischenzeitlich wurde der 
Bebauungsplan mehrfach geändert, zuletzt 
durch Änderung vom 14.09.2013. 
 
Im Bebauungsplan „Ebersweierer Weg I“ 
sind bereits Anschlüsse für die Erweiterung 
des Wohngebiets vorgesehen. Die südliche 
Haupterschließung dieses Plangebietes wird 
an den Frankenweg angeschlossen. Zusätz-
lich waren verschiedene Fläche nur vorläu-
fig vorgesehen, die bei einer Weiterentwick-
lung des Baugebiets zurückgenommen wer-
den. 
 

Darüber hinaus wird der rechtskräftige Bebauungsplan in den Randbereichen überlagert. 
Hierbei werden insbesondere der Schutzstreifen für die Landwirtschaft sowie der vorläufige 
Verbindungsweg durch die Planung überlagert und in das neue Mischgebiet integriert. 
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Abbildung 8: Bebauungsplan „Hinter den Gärten West“ 
der Gemeinde Appenweier; Quelle: Gemeinde Appen-
weier; eigene Darstellung 

 

Abbildung 9: Bebauungsplan „Hinter den Gärten West 
II“ der Gemeinde Appenweier; Quelle: Gemeinde Ap-
penweier; eigene Darstellung 

Westlich an das Plangebiet grenzen die 
Bebauungspläne „Hinter den Gärten West“ 
(Inkrafttreten 22.07.2006) sowie „Hinter den 
Gärten West II“ (Inkrafttreten 02.10.1992) 
an. 
 
In beiden Bebauungsplänen sind östlich des 
Frankenwegs Grünflächen als Immissions-
schutzstreifen gegenüber der Landwirtschaft 
festgesetzt. Als Ausgleichsmaßnahmen 
wurden diese Grünflächen nicht festgesetzt. 
 
Durch die Entwicklung des Mischgebiets 
sind diese Immissionsschutzstreifen nicht 
mehr erforderlich und können entfallen. 
Hierzu werden die beiden rechtskräftigen 
Bebauungspläne in den Randbereichen 
überlagert und in das neue Mischgebiet in-
tegriert. 
 

 

Abbildung 10: Vorentwurf des Bebauungsplanes 
„Ebersweierer Weg II“ der Gemeinde Appenweier vom 
__.__.____; Quelle: Gemeinde Appenweier; eigene 
Darstellung 

Östlich des Plangebiets ist die Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Ebersweierer Weg 
II“ geplant. In diesem Bebauungsplan ist der 
Anschluss an den Frankenweg vorgesehen. 
 
Der im Bebauungsplan „Ebersweierer Weg 
II“ geplante Straßenanschluss bildet den 
Zwangspunkt für die Fortführung der Plan-
straße 1 nach Osten. 
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Teil B Planungsbericht 

5. Planungskonzept 

5.1  Ziele und Zwecke der Planung 

- Bereitstellen von Baugrundstücken für Wohnen und Gewerbe. 
Zu diesem Zweck werden die Baugrundstücke im Plangebiet als Mischgebiet festge-
setzt. 

 
- Ausbilden eines Übergangs zwischen Gewerbegebiet und Wohngebiet. 

Zu diesem Zweck werden die Baugrundstücke im Plangebiet als Mischgebiet festge-
setzt. 

 
 

5.2  Städtebauliches Konzept 

5.2.1 Leitbild 

 

Abbildung 11: Städtebaulicher Entwurf „Ebersweierer Weg II“ und „Frankenweg“; Zink Ingenieure, Lauf, Juni 2019 

Mit dem Plangebiet wird die Erweiterung des Baugebiets „Ebersweierer Weg“ fortgeführt und 
ein neuer Siedlungsrand geschaffen. Durch die neue Bebauung soll der südliche Ortsrand 
von Appenweier definiert und gefasst werden. 
 
 
5.2.2 Planungsalternativen 

Aufgrund der bereits vorgegebenen Straßenanschlüsse wurden keine Planungsalternativen 
untersucht. 
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5.2.3 Sektorale Konzepte 

Baulich-räumliches Konzept 

Vorgesehen ist eine von West nach Ost abgestufte Bebauung. Entlang des Frankenweges 
sollen hierbei die größeren, gemischt genutzten Gebäude entstehen und den Übergang zwi-
schen Gewerbegebiet und Wohngebiet bilden. Im Wohngebiet „Ebersweierer Weg II“ ist im 
Anschluss die Errichtung von Mehrfamilienhäusern und Doppelhäusern vorgesehen. Zur 
Bestandsbebauung schließt dann kleinteilige Bebauung aus Einfamilienhäusern an. Im östli-
chen Bereich des Wohngebiets „Ebersweierer Weg II gruppiert sich die Bebauung um einen 
kleinen Wohnhof. 
 
Nutzungskonzept 

Die Nutzung des Plangebiets ist für eine gemischte Nutzung aus Wohnen und Gewerbe vor-
gesehen. 
 
Verkehrskonzept 

Der verkehrliche Anschluss erfolgt an Frankenweg. Es bestehen durch die Entwicklung des 
Wohngebiets „Ebersweierer Weg II“ zukünftig auch Anschlüsse an Keltenstraße, Burgunder-
straße und Badenerstraße. Ziel der Konzeption ist jedoch, den Verkehr des Plangebiets vor-
rangig über den leistungsstarken Frankenweg abzuwickeln. 
 
Grün- und Freiflächenkonzept 

Das Grünkonzept sieht eine großzügige Eingrünung des Baugebiets nach Süden vor. 
Dadurch soll zum einen eine Einbindung des Plangebiets in die Landschaft erreicht werden, 
zum anderen auch ein Abstand zwischen Landwirtschaft und Wohnen geschaffen werden. 
 
 
 

6. Planinhalte und Festsetzungen 

6.1  Bebauung 

6.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Mischgebiet 

Ziel der Planung ist die Bereitstellung von gemischt genutzten Baugrundstücken. In Anleh-
nung an die angrenzende Bebauung sowie die Ziele der Gemeinde wird daher für die neuen 
Baugrundstücke ein Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Mischgebiete dienen 
aufgrund ihrer allgemeinen Zweckbestimmung gleichermaßen dem Wohnen und der Unter-
bringung von Gewerbebetrieben. 
 
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO werden im Mischgebiet die ansonsten gemäß § 4 Abs. 2 BauN-
VO allgemein zulässigen Gartenbaubetriebe, Tankstellen sowie Vergnügungsstätten ausge-
schlossen. Das Mischgebiet stellt den Übergang zwischen Gewerbegebiet im Westen und 
geplanter Wohnbebauung im Osten dar. Die Ansiedelung von Vergnügungsstätten kann da-
her zu Störungen der Wohnqualität führen und wird zur Vermeidung von Konflikten ausge-
schlossen. 
 
Gartenbaubetriebe werden ausgeschlossen, weil diese in der Regel größere Flächen benöti-
gen und nicht der angestrebten Gebietsstruktur entsprechen. 
Tankstellen werden ausgeschlossen, weil diese üblicherweise höhere Verkehrsaufkommen 
verursachen und dadurch größere Straßenquerschnitte erfordern. Daher wäre zum einen die 
Sicherheit der Wohnbevölkerung beeinträchtigt und zum anderen entspricht die Ansiedlung 
dieser Nutzungen nicht dem angestrebten Gebietscharakter. 
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Im Mischgebiet sind demnach folgende Nutzungen allgemein zulässig: 

- Wohngebäude, 
- Geschäfts- und Bürogebäude, 
- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beher-

bergungsgewerbes, 
- sonstige Gewerbebetriebe, 
- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 
 
Ohne besondere Festsetzung sind im Mischgebiet gemäß § 13 BauNVO Gebäude für die 
Berufsausübung einer freiberuflichen Tätigkeit zulässig. Hierbei kann es sich beispielsweise 
um Ärzte, Rechtsanwälte, Notare oder Anwälte handeln. 
 
 
6.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Bei der Festsetzung der Grundflächenzahl der Baugebiete sind die Gesichtspunkte eines 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden zu berücksichtigen. Da Bauflächen nicht unbe-
grenzt zur Verfügung stehen und jede Bebauung eine gewisse Beeinträchtigung natürlicher 
Funktionen mit sich bringt, sollten die Nutzungsmöglichkeiten bei der Überplanung von Ge-
bieten nicht zu eng gefasst werden. 
 
Die Festsetzung für die Grundflächenzahl (GRZ) gemäß § 19 BauNVO liegt deshalb im 
Mischgebiet bei 0,6 und entspricht der von § 17 Abs. 1 BauNVO vorgegebenen Obergrenze. 
Mit der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,6 können einerseits die Grundstücke ökono-
misch ausgenutzt, andererseits aber auch eine gewisse Mindestfläche vor Versiegelung ge-
schützt werden. 
 
Berücksichtigt werden muss, dass auch bauliche Anlagen, die die Grundstücke nur überde-
cken, auf die zulässige Grundfläche grundsätzlich anzurechnen sind. Unter „überdeckter 
Grundstücksfläche“ versteht man die Fläche, die durch bauliche Anlagen, die sich bei senk-
rechter Grundrissprojektion ganz oder teilweise über Erdgleiche befinden, bedeckt wird. Eine 
direkte Verbindung der baulichen Anlage mit dem Erdboden ist hierbei nicht Voraussetzung, 
so dass auch Bauteile, die sich im Raum über der Grundstücksfläche befinden, diese „über-
decken“. Hierzu zählen Abdeckungen, die auf Stützen ruhen, ebenso wie Vorbauten, Dach-
überstände und Balkone, die also über die entsprechende Wandflucht hinausragen. 
 
Ebenfalls sind gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bei der Ermittlung der Grundflächen übli-
cherweise die Grundflächen von 

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 

lediglich unterbaut wird, 
mitzurechnen. 
 
Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
der o. g. Anlagen bis zu 0,8 überschritten werden. 
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Höhe baulicher Anlagen 

In Ergänzung der Zahl der Vollgeschosse wird die maximale Höhe baulicher Anlagen gemäß 
§ 18 BauNVO festgesetzt. Diese Festsetzung erfolgt durch die Wandhöhe (WH) und Gebäu-
dehöhe (GH). Als unterer Bezugspunkt gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO wird jeweils die Stra-
ßenhöhe bestimmt. Gemessen wird die Höhe baulicher Anlagen hierbei jeweils in Gebäude-
mitte, lotrecht zur Straßenachse der jeweiligen öffentlichen Erschließungsstraße. Um bei 
Eckgrundstücken Unsicherheiten zu vermeiden, wird die jeweilige Straße, auf die Bezug zu 
nehmen ist, festgesetzt. Die Höhenlage der geplanten Straßenoberkante wird festgesetzt, 
damit die Höhe baulicher Anlagen eindeutig bestimmen zu können. 
 
Die festgesetzte Höhe baulicher Anlagen orientiert sich an der städtebaulichen Zielsetzung 
für das Plangebiet, im Plangebiet gemischt genutzte Gebäude zu errichten. Festgesetzt wird 
daher eine Wandhöhe von 10,0 m und eine Gebäudehöhe von 13,0 m. Mit dieser Höhe bau-
licher Anlagen wird die Höhen der nördlich und westlich bestehenden Bebauung aufgenom-
men und ein Übergang zur östlich geplanten Wohnbebauung geschaffen. 
 

 

Abbildung 12: Schemaschnitt Staffelgeschoss; Zink 
Ingenieure 

Festgesetzt wird, dass bei Staffelgeschos-
sen, deren Außenwände allseitig um jeweils 
mindestens 1,50 m gegenüber der Außen-
wand des darunter liegenden Geschosses 
zurückgesetzt sind, der oberste Abschluss 
des darunter liegenden Geschosses die 
maßgebliche Wandhöhe ist. Durch diese 
Festsetzung soll die Errichtung von Staffel-
geschossen ermöglicht werden. 
 

 
Zahl der Vollgeschosse 

Die Zahl der Vollgeschosse gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO wird mit mindestens zwei und ma-
ximal drei Vollgeschossen festgesetzt. 
Ziel dieser Festsetzung ist, die Baugrundstücke mit ausreichend großen Gebäuden zu be-
bauen. Dadurch soll auch eine weitere Inanspruchnahme von Außenbereichsgrundstücken 
reduziert werden. 
 
Zusätzlich zu den festgesetzten Vollgeschossen kann durchaus ein Dachgeschoss errichtet 
werden. Allerdings darf dieses Dachgeschoss kein anrechenbares Vollgeschoss im Sinne 
des § 2 Abs. 6 LBO sein, wenn die maximale Zahl der Vollgeschosse bereits ausgeschöpft 
ist. 
 
Geschossflächenzahl (GFZ) 

Für die Baugrundstücke im Plangebiet wird die Geschossflächenzahl (GFZ) gemäß § 20 
BauNVO festgesetzt. § 17 Abs. 1 BauNVO definiert die Obergrenzen für die zulässige Ge-
schossflächenzahl in einem Mischgebiet mit 1,2. Um eine ausreichende Ausnutzung der 
Baugrundstücke zu ermöglichen, wird die Geschossflächenzahl in diesem Fall mit 1,2 fest-
gesetzt. 
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6.1.3 Bauweise 

Für die Baugrundstücke im Plangebiet wird offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO 
festgesetzt. Zugelassen ist die Errichtung von Einzel-, Doppel- oder Reihenhäusern bis zu 
einer Gebäudelänge von 50 m.  
 
Die Festsetzung zur Bauweise soll zum einen die kleinteilige Siedlungsstruktur der Umge-
bung aufnehmen. Zum anderen ist eine gute bauliche Ausnutzung der Baugrundstücke an-
gestrebt, um auch die gewerbliche Nutzung zu ermöglichen. 
 
 
6.1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO festgesetzt. Grundsätzlich gilt, dass Gebäude und Gebäudeteile Baugrenzen nicht 
überschreiten dürfen, ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann ge-
mäß § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO zugelassen werden. Durch die Baugrenzen wird demnach 
ein Baufenster bestimmt, in dem die Hauptgebäude errichtet werden müssen. 
 
Aufgenommen wird, dass die Baugrenzen nicht für bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche gelten. 
 
 
6.1.5 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Flächen für Nebenanlagen 

Nebengebäude und Schwimmbäder gemäß § 14 BauNVO werden erst ab der Flucht der 
vorderen Baugrenze zugelassen. Ziel dieser Festsetzung ist, die Vorgartenbereiche von die-
sen baulichen Nutzungen freizuhalten, damit diese baulichen Anlagen in den Gartenberei-
chen untergebracht werden. Ansonsten sind diese baulichen Anlagen auch außerhalb der 
Baufenster zulässig. Sonstige Nebenanlagen, die keine Gebäude im Sinne des § 2 Abs. 2 
LBO sind, können in diesen Flächen errichtet werden. 
 
Private Nebenanlagen können Gebäude, andere bauliche Anlagen oder befestigte Flächen 
wie beispielsweise untergeordnete Lager- und Abstellgebäude, Gewächshäuser, Schwimm-
becken, Kleintierställe, überdachte Fahrradabstellplätze, Terrassen oder Freisitze sein. 
 
Nicht zu den Nebenanlagen zählen dabei Stellplätze, Garagen und angebaute Wintergärten. 
Der Begriff der Nebenanlage setzt stets eine selbständige bauliche Anlage voraus. Bestand-
teile des Hauptgebäudes sind keine Nebenanlagen. Dies gilt vor allem für Eingangsüber-
dachungen, Vordächer, Vorbauten und Anbauten. 
 
Zu den Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO, die dem Baugebiet selbst dienen, gehö-
ren vor allem öffentliche Anlagen der Ver- und Entsorgung und Infrastruktur wie beispiels-
weise Anlagen zur Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser 
und Plätze für Wertstoffbehälter. 
 
Bei den Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 3 BauNVO handelt es sich um baulich untergeord-
nete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie (z. B. Photovoltaikanlage) oder Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen. 
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Stellplätze und Garagen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO ist mit Garagen und überdach-
ten Stellplätzen („Carports“) ein Abstand von mindestens 5 m zum Rand der öffentlichen 
Verkehrsfläche einzuhalten. Ziel dieser Festsetzung ist, ein Heranrücken dieser Gebäude an 
die Erschließungsstraßen zu vermeiden. 
 
Für Stellplätze werden keine Regelungen aufgenommen. Diese sind demnach auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 
 

6.2 Verkehr 

6.2.1 Anschluss an Hauptverkehrsstraßen 

Der Anschluss an die Hauptverkehrsstraßen erfolgt vorrangig über den bestehenden Fran-
kenweg westlich des Plangebietes. Der Frankenweg ist hierbei ausreichend dimensioniert, 
um das zusätzliche Verkehrsaufkommen aufzunehmen. 
 
 
6.2.2 Inneres Erschließungssystem 

Aufteilung Verkehrsflächen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB werden die öffentlichen Verkehrsflächen festgesetzt. Die 
Abgrenzung der öffentlichen Verkehrsflächen erfolgt durch die Festsetzung der Straßenbe-
grenzungslinie. 
 
Im Bebauungsplan wird darüber hinaus eine Flächenaufteilung der Verkehrsflächen aufge-
zeigt. Diese Flächenaufteilungen zwischen den Straßenbegrenzungslinien sind jedoch un-
verbindlich. Innerhalb der festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsflächen können sich 
demnach beispielsweise auch Gehwege, öffentliche Parkplätze und Standplätze für Wert-
stoffcontainer befinden. Die genaue Aufteilung der Verkehrsflächen erfolgt erst im Rahmen 
der Straßenausbauplanung. Verbindlich festgesetzt sind jedoch die Standorte der Bäume im 
Straßenraum. 
 
Höhenlage Verkehrsflächen 

Verbindlich festgesetzt wird die maximale Höhenlage der Verkehrsflächen gemäß § 9 Abs. 3 
BauGB. Ziel der Festsetzung ist, die geplante Höhenentwicklung des Plangebiets, auch im 
Verhältnis zur Nachbarbebauung, aufzuzeigen. Darüber hinaus ist die Festsetzung der Hö-
henlage der Straße erforderlich, da diese als unterer Bezugspunkt für die Gebäudehöhen 
maßgeblich ist. 
 
Frankenweg 

Das Plangebiet wird durch den bestehenden Frankenweg erschlossen. Die Fahrbahn im 
Frankenweg weist derzeit eine Breite von 6,0 m. Zusätzlich besteht ein straßenbegleitender 
Gehweg mit einer Breite von 1,5 m. 
 
Die Fahrbahnbreite ist für die Erschließung des Mischgebiets sowie des angrenzenden Ge-
werbegebietes ausreichend bemessen. 
 
Planstraße 1 

Als Anschluss für das östlich geplante Wohngebiet „Ebersweierer Weg II“ wird die 
Planstraße 1 vom Frankenweg nach Osten geführt. Diese Planstraße 1 wird mit einem stra-
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ßenbegleitenden Gehweg (Breite 1,5 m) mit einer Gesamtstraßenbreite von 7,0 m ausgelegt, 
da sie als Haupterschließung des geplanten Wohngebiets „Ebersweierer Weg II“ dienen soll. 
Landwirtschaftlicher Weg 

Am südlichen Rand des Plangebiets wird ein landwirtschaftlicher Weg angelegt. Dieser Weg 
erhält eine Breite von 3,0 m und dient der Erschließung der südlich bestehenden landwirt-
schaftlichen Grundstücke. Zu beachten ist, dass die verbleibenden landwirtschaftlichen Flä-
chen zu einem großen Teil auch von Süden erschlossen werden. 
 
 
6.2.3 Ruhender Verkehr 

Das Parken ist im öffentlichen Straßenraum möglich, ohne dass explizit Parkplätze gekenn-
zeichnet werden. 
 
 
6.2.4 Öffentlicher Personennahverkehr 

Der Bahnhof Appenweier befindet sich in einer Entfernung von etwa 1,4 km und ist fußläufig 
in 15 Minuten zu erreichen. In einer Entfernung von etwa 500 m bzw. 700 befinden sich Bus-
haltestellen. 
 
 
6.2.5 Fußgänger und Radfahrer 

Entlang des Frankenweges und der Planstraße werden straßenbegleitend Gehwege ange-
legt. 
 
 

6.3 Technische Infrastruktur 

6.3.1 Energie- und Wärmeversorgung 

Das Plangebiet soll über die Erweiterung des Stromnetzes mit elektrischem Strom versorgt 
werden. Das Energieversorgungsunternehmen Syna GmbH als Leitungsträger wurde in das 
Bebauungsplanverfahren eingebunden. 
 
Die herzustellenden Stromanschlüsse im Plangebiet sollen entsprechend dem heutigen 
Stand der Technik als Erdkabel ausgeführt werden. 
 
 
6.3.2 Wasser 

Die Kapazität des Wasserversorgungsnetzes der Gemeinde Appenweier ist ausreichend. An 
dieses Netz kann das Plangebiet angeschlossen werden. Die Wasserversorgungsleitungen 
werden in den öffentlichen Verkehrsflächen verlegt. 
 
 
6.3.3 Entwässerung 

Schmutzwasserbeseitigung 

Die Entwässerung des Plangebiets erfolgt im Trennsystem. Im Frankenweg befindet sich 
bereits die Kanalisation. Das Plangebiet wurde seinerzeit bei der Dimensionierung der Kana-
lisation berücksichtigt. 
 
Der zusätzliche Abwasseranfall aus dem Plangebiet kann über die bestehenden Schmutz-
wasserleitungen Kläranlage abgeleitet werden. Die Kapazität der Kläranlage ist für das zu-
sätzliche Plangebiet ausreichend. 



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Frankenweg“ Gemeinde Appenweier 
Fassung: Vorentwurf zur frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB Stand: 25.06.2019 
 

Begründung mit Umweltbericht 

 
 

Seite 21 von 31 

 
Beim Ausbau der Grundstücksentwässerungen ist darauf zu achten, dass kein Regenwasser 
oder Drainagewasser am Schmutzwasserkanal angeschlossen wird. 
 
 
Niederschlagswasserbewirtschaftung 

<<das Regenwasserbewirtschaftungskonzept wird noch ergänzt>> 
 
 
6.3.4 Telekommunikation 

Das Plangebiet soll über die Erweiterung des bestehenden Telekommunikationsnetzes mit 
Telekommunikationslinien versorgt werden. Die Deutsche Telekom als Leitungsträger wurde 
in das Bebauungsplanverfahren eingebunden. Die Leitungen werden in den öffentlichen Ver-
kehrsflächen verlegt. 
 
 
6.3.5 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 

Versorgungsanlagen und -leitungen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB im Plangebiet un-
terirdisch zu führen. Im Zuge der Erschließungsarbeiten des Baugebietes kann die unterirdi-
sche Verlegung erfolgen, so dass ein möglicher Mehraufwand gegenüber oberirdischer Ver-
legung minimiert werden kann. In diesem Fall werden die wirtschaftlichen Interessen der 
Träger der einzelnen Versorgungsanlagen und -leitungen hinter die Belange der Baukultur 
und der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes gestellt. 
 
 

6.4 Grünkonzept 

6.4.1 Grünkonzept 

Das Grünkonzept sieht eine Eingrünung des Baugebiets nach Süden vor. Dadurch soll zum 
einen eine Einbindung des Plangebiets in die Landschaft erreicht werden, zum anderen auch 
ein Abstand zwischen Landwirtschaft und Mischgebiet geschaffen werden. 
 
Zusätzlich erfolgt eine Durchgrünung des Plangebiets durch öffentliche und private Baum-
pflanzungen. Insgesamt steht jedoch das Ziel im Vordergrund, einen kompakten Siedlungs-
körper mit klarer Eingrünung nach Süden zu schaffen. Aus diesem Grund wird auf eine Auf-
lockerung durch Grünflächen innerhalb des Plangebietes verzichtet. 
 
 
6.4.2 Private Grünflächen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB wird im Übergangsbereich zur südlich bestehenden freien 
Feldflur private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Eingrünung“ festgesetzt. 
 
Ziel dieser Festsetzung ist, einen Übergang zwischen Siedlungsbereich und Landschaft zu 
schaffen. Zusätzlich dient diese Grünfläche der Vermeidung zwischen Landwirtschaft und 
Mischgebiet. Aus diesem wird das Anpflanzen einer Immissionsschutzhecke festgesetzt. 
 
 
6.4.3 Eingriff und Ausgleich 

Zur Minderung und zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft sind gemäß § 1a 
Abs. 3 BauGB folgende Maßnahmen innerhalb des Bebauungsplanes vorgesehen: 

• Anpflanzen von Bäumen auf den privaten Baugrundstücken 

• Anpflanzen von Bäumen in der Planstraße 1 
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• Anpflanzen einer Hecke auf der privaten Grünfläche „Eingrünung“ 
 
<<die Ausgleichsmaßmahmen werden zum Entwurf ergänzt>> 
 
 
6.4.4 Schutz, Pflege und Entwicklung 

Versiegelung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB wird festgesetzt, dass auf den Baugrundstücken Befesti-
gungen von Zufahrten und ihren Stellplätzen nur mit wasserdurchlässigem Aufbau zulässig 
sind. Ziel dieser Festsetzung ist, die Abflussmengen von versiegelten Flächen zu reduzieren 
und dadurch die Belastung der Kanalisation und Kläranlagen zu verringern. Gleichzeitig wird 
aufgrund der feuchteren Umgebungsbedingungen das Kleinklima verbessert und zumindest 
eine zeitweise Kühlung des Umfeldes gefördert. Darüber hinaus soll die Bodeninanspruch-
nahme geringgehalten und die Grundwasserneubildung gefördert werden. 
 
Als wasserdurchlässiger Aufbau wird hierbei eine Oberflächenbefestigung bezeichnet, wel-
che Oberflächenwasser am Ort ihres Auftretens in größerem Umfang versickern lässt. In 
dem in Deutschland gültigen „Merkblatt für Versickerungsfähige Verkehrsflächen“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV), Köln, werden die Flächenbe-
festigung mit wasserdurchlässigen Pflastersystemen, Pflastersteinen mit Sickerfugen,  
Drainasphaltschichten und Drainbetonschichten beschrieben. Wassergebundene Deck-
schichten sind hierbei im bautechnischen Sinne keine versickerungsfähigen Verkehrsflä-
chen. 
 
Dacheindeckung 

Zum Schutz des Grundwassers und des Bodens wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB die 
Verwendung von unbehandelten Dacheindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei ausge-
schlossen. Dadurch kann ein Bodeneintrag dieser Metalle bei Versickerungen ins Grund-
wasser verhindert und Belastungen von Boden und Grundwasser vermieden werden. 
 
Beleuchtung 

Aus Belangen des Umweltschutzes und der Wirtschaftlichkeit wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB festgesetzt, dass für die Straßenbeleuchtung insektenfreundliche Außenleuchten. 
vorzugsweise warmweiße LED- Leuchten, zu verwenden sind. Zusätzlich wird die Ver-
wendung von Leuchtgehäusen, die gegen das Eindringen von Spinnen und Insekten ge-
schützt sind und deren Oberflächentemperatur 60° C nicht übersteigen, vorgeschrieben. Hin-
tergrund ist, dass Insekten auf dieses Licht weniger empfindlich reagieren und dieses daher 
weniger anfliegen. Neben der besseren Verträglichkeit stellen diese Leuchtmittel auch noch 
eine sehr sparsame und effiziente Nutzung von Energie dar. 
 
 
6.4.5 Anpflanz- und Erhaltungsfestsetzungen 

Anpflanzen von Bäumen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wird festgesetzt, dass auf den privaten Baugrundstücken 
je angefangene 500 m² ein standortheimischer, mittelkroniger Laubbaum mit einem Stamm-
umfang von mindestens 14 cm, bei Obstbäumen mindestens 12 cm, zu pflanzen ist. 
Ebenfalls gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wird für öffentliche Straßen das Anpflanzen von 
Bäumen festgesetzt. Mindestens sind hierbei in der Planstraße 1 zwei Laubbäume zu pflan-
zen. Die im Zeichnerischen Teil eingetragenen Standorte werden verbindlich festgesetzt. 
 
Die Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen dienen der Verbesserung des Kleinklimas 
und um Lebensräume für Pflanzen und Tiere zu schaffen. Die anzupflanzenden Bäume sind 
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Bestandteil des Ausgleichskonzepts. Ziel der Festsetzung ist, zumindest einen Teil der erfor-
derlichen Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet vorzusehen. 
 
Für die festgesetzten Bepflanzungen bedarf es eigentlich keiner zusätzlichen Erhaltungsbin-
dung. Auch die Festsetzung von Ersatzpflanzungen für den Fall des Abgangs der Bepflan-
zung ist nicht erforderlich, da eine Anpflanzfestsetzung nicht mit der erstmaligen Herstellung 
der Bepflanzung erlischt. Um Unsicherheiten zu vermeiden, wird jedoch klargestellt, dass die 
anzupflanzenden Bäume zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen sind. 
 
 

6.5 Immissionsschutz 

6.5.1 Verkehrslärm 

Ausgangslage 

Durch das Ingenieurbüro Heine + Jud, Freiburg, wurde eine Schalltechnische Untersuchung 
mit folgendem Ergebnis erstellt: 
 
Zur Beurteilung der künftigen Situation werden die Orientierungswerte der DIN 18005 heran-
gezogen. Der Bebauungsplan setzt im Plangebiet ein Mischgebiet fest. Die Orientierungs-
werte der DIN 18005 für die Beurteilung des Straßenverkehrs betragen im allgemeinen 
Wohngebiet tags 60 dB(A) und nachts 50 dB(A). 
 
Durch den Straßenverkehr auf der B3 und B28 werden im Plangebiet die Orientierungswerte 
der DIN 18005 für Mischgebiete tags eingehalten und nachts um maximal 2 dB(A) über-
schritten, Lärmschutzmaßnahmen gegenüber dem Straßenverkehrslärm sind erforderlich. 
 
Aktive Maßnahmen 

Aufgrund der Überschreitung der Orientierungswerte im Mischgebiet durch den Straßenver-
kehr der Bundesstraße B 3 sowie der Bundesstraße B 28 werden Lärmschutzmaßnahmen 
im geplanten Plangebiet erforderlich. Ein aktiver Schutz (z. B Wände/Wälle) ist hierbei 
grundsätzlich passiven Maßnahmen (Schallschutzfenster, etc.) vorzuziehen. 
 
Die größte Minderungswirkung kann durch eine Wand unmittelbar am Straßenrand erreicht 
werden. Dabei gilt stets, je näher die Schirmkante eines Lärmschutzbauwerkes an der Emis-
sionsquelle positioniert werden kann, desto größer ist die abschirmende Wirkung. Die Um-
setzung der Lärmschutzwände innerhalb des Plangebiets ist daher aufgrund der Entfernung 
zu den Lärmquellen wenig sinnvoll. Ein Bau von Lärmschutzwänden oder -wällen in einer 
vertretbaren Höhe im Baugebiet würde ohnehin keine ausreichende Pegelminderung erzie-
len, so dass diese Möglichkeit ausscheidet. Lärmschutzbauwerke im Bereich der B 3 sowie 
an der B 28 müssten demzufolge straßenparallel außerhalb des Plangebiets errichtet wer-
den. Die Planung, der Bau und die Wartung führen neben planungs- und eigentumsrechtli-
chen auch zu formalen und wirtschaftlichen Konflikten. Entsprechend ist dies nicht im Be-
bauungsplan festsetzbar. 
 
  



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Frankenweg“ Gemeinde Appenweier 
Fassung: Vorentwurf zur frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB Stand: 25.06.2019 
 

Begründung mit Umweltbericht 

 
 

Seite 24 von 31 

Eine weitere mögliche Maßnahme stellt eine Geschwindigkeitsbegrenzung dar. Durch diese 
Maßnahme könnte eine Pegelminderung von rund 2 bis 3 dB(A) erzielt werden. Die Umset-
zung einer verkehrsbeschränkenden Maßnahme würde planungsrechtliche Schwierigkeiten 
mit sich ziehen und steht in keinem vertretbaren Kosten/Nutzen-Verhältnis. Im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens ist diese Maßnahme daher nicht festsetzbar und scheidet somit 
aus. 
 
Der Austausch von Fahrbahnbelägen gegen sogenannte lärmoptimierte Beläge könnte Pe-
gelminderungen von etwa 3 bis 5 dB(A) erreichen. Diese Maßnahme ist, wie auch die ver-
kehrsbeschränkenden Maßnahmen, im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht um-
setzbar.  
 
Abwägung 

Neben den Orientierungswerten der DIN 18005 stellen die Immissionsgrenzwerte der Ver-
kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) ein weiteres Abwägungskriterium dar. Die Im-
missionsgrenzwerte der 16. BImSchV liegen für Mischgebiete bei 64 dB(A) tags und 
54 dB(A) nachts. Die Grenzwerte werden tags und nachts komplett eingehalten. 
 
Der erforderliche Schallschutz kann daher über sogenannte „passive“ Schallschutzmaßnah-
men gewährleistet werden. Unter passivem Schallschutz sind bauliche Maßnahmen wie 
Schallschutzfenster und Lüftungseinrichtungen sowie eine geeignete Grundrissgestaltung zu 
nennen, wobei gilt, dass weniger schutzbedürftige Räume, wie Abstellräume, Küchen und 
Badezimmer sich an den lärmbelasteten Seiten befinden und schutzbedürftige Räume, wie 
Schlaf- und Wohnräume sowie Außenwohnbereiche, zur lärmabgewandten Seite hin orien-
tiert werden sollten. 
 
Passive Maßnahmen 

Der erforderliche Schallschutz erfolgt über passive Maßnahmen, da aus rechtlichen und/oder 
wirtschaftlichen Gründen die Durchführung von aktiven Maßnahmen ausscheidet. 
 
Ermittelt wurden die Lärmpegelbereiche der DIN 4109. Das Plangebiet liegt hierbei maximal 
im Lärmpegelbereich IV. <<die Schallschutzfestsetzungen werden zum Entwurf ergänzt>> 
 
Teilweise betragen die Beurteilungspegel nachts mehr als 50 dB(A). Nach der VDI 2719 sind 
in diesem Fall die Schlafräume bzw. zum Schlafen geeignete Räume mit zusätzlichen Lüf-
tungseinrichtungen auszuführen oder zur lärmabgewandten Seite hin auszurichten. <<die 
Schallschutzfestsetzungen werden zum Entwurf ergänzt>> 
 
Außenwohnbereiche  

Neben den Nutzungen innerhalb der Gebäude sind für den Tagzeitraum auch die Außen-
wohnbereiche wie Terrassen, Balkone, etc. zu schützen. Zumindest bei Beurteilungspegeln 
von über 62 dB(A) tags sind nach der aktuellen Rechtsprechung auch für die Außenwohnbe-
reiche Lärmschutzmaßnahmen zu ergreifen. Maßnahmen können u.a. verglaste Balkone 
(Loggien), Wintergärten oder Gabionenwände in Gärten sein. 
 
Im Plangebiet werden tags keine Beurteilungspegel von 62 dB(A) erreicht, Lärmschutzmaß-
nahmen bzgl. der Außenwohnbereiche werden daher nicht erforderlich. 
 
Auswirkungen zusätzlicher Straßenverkehr auf bestehende Bebauung 

Das Verkehrsaufkommen erhöht sich durch die neuen Bauplätze um etwa 660 Kfz/Tag. 
Durch den zusätzlich zu erwartenden Erschließungsverkehr aufgrund des neuen Baugebiets 
ergibt sich tags und nachts eine durchschnittliche Pegelzunahme von etwa 0,6 dB(A), maxi-
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mal kommt es im Frankenweg zu Pegelerhöhungen von 1,0 dB(A) an der bestehenden 
Wohnbebauung (im Gewerbegebiet). 
<<die Auswirkungen werden zum Entwurf ergänzt>> 
 
 
6.5.2 Gewerbelärm 

Einer möglichen Konfliktsituation zwischen Gewerbe und Wohnen wurde bauleitplanerisch 
durch die Schaffung von ausreichenden Pufferflächen begegnet. So schließt an das östlich 
der B 3 gelegene Gewerbegebiet ein eingeschränktes Gewerbegebiet an. Hier sind nur Be-
triebe zulässig, die den Störgrad von Mischgebieten nicht überschreiten. 
 
Im Zuge der Planung des Baugebiets „Frankenweg“ wird ein Mischgebiet vorgesehen, das 
an das eingeschränkte Gewerbegebiet grenzt. Dieses dient als Pufferfläche zum östlich ge-
planten allgemeinen Wohngebiet (WA). 
 
 
6.5.3 Landwirtschaft 

Zur Vermeidung von Konflikten zwischen Landwirtschaft und Mischgebiet wird gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB das Anpflanzen einer 2- bis 3-reihigen, dichten, mit immergrünen 
Pflanzen durchsetzten, mindestens 1,50 m hohen, Abschirmhecke festgesetzt. Diese 
Schutzhecke dient dem Schutz der Baugrundstücke vor der Abdrift von Pflanzenschutzmit-
teln. 
 
 

6.6 Belange des Klimaschutzes 

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll im Bebauungsplan den Erfordernissen des Klimawandels 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, 
die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanes stehen zur Sicherung der Ziele von Klimaschutz und 
Klimaanpassung insbesondere die Festsetzungsmöglichkeiten des § 9 BauGB sowie auch 
Städtebauliche Verträge zur Verfügung. 
 
Bereits bei der Festlegung des Maßes der baulichen Nutzung wurde das Ziel einer optimier-
ten Kompaktheit verfolgt, ohne dabei negative städtebauliche Auswirkungen auszulösen. So 
wird durch das Verhältnis von Höhe und Grundfläche der Bebauung, eine gute Ausnutzung 
der knappen Ressource Fläche gewährleistet. 
 
Das Plangebiet hat keine besondere Bedeutung für die Kaltluftabflüsse in Appenweier. Rele-
vante Hangabwinde bestehen im Plangebiet nicht und werden daher auch durch die neue 
Bebauung nicht beeinträchtigt. 
 
Durch die Festsetzung einer Dachbegrünung bei Flachdächern und der Pflanzung von neuen 
Bäumen kann ein Beitrag zum Schutze des Klimas und der Umwelt geleistet werden. Durch 
die Dachbegrünung und die Pflanzungen kann das Umgebungsklima durch Luftbefeuchtung 
und Schattenwurf verbessert und der städtische Wärmeinseleffekt reduziert werden. Zudem 
stellt insbesondere eine Dachbegrünung einen natürlichen Staubfilter dar. Ein weiterer posi-
tiver Effekt ist die Schaffung eines Ersatzlebensraums für verschiedene Arten. Die Festset-
zungen zur Begrünung der unbebauten Flächen bebaubarer Grundstücke leisten ebenfalls 
einen wertvollen Beitrag zu den o.g. Punkten. Zudem ist die Nutzung der Dachflächen für 
solare Energiegewinnung bzw. –nutzung zulässig, wodurch eine energiesparende Bebauung 
ermöglicht werden kann. 
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Weitere Beiträge für den Klimaschutz können durch eine energiesparende und klimascho-
nende Bauweise sowie ausgereifte Gebäudetechnik geleistet werden. 
 
 

6.7 Gestalterische Festsetzungen nach Landesrecht 

6.7.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Gebäudelängsrichtung 

Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO wird die Gebäudelängsrichtung der Hauptgebäude vorge-
schrieben. Ziel dieser Vorschrift ist, innerhalb des Gebietes klare Ausrichtungen der Gebäu-
de zu erhalten. Auf zu starre Regelungen wird jedoch zugunsten einer guten Ausnutzung des 
Mischgebiets verzichtet. 
 
Dachgestaltung 

Aus gestalterischen Gründen werden gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO Vorschriften zur Gestal-
tung der Dächer getroffen. Ziel der Gestaltungsvorschriften ist zum einen, die Dachland-
schaft von Appenweier aufzunehmen und weiterzuentwickeln. Ziel ist zum anderen, neben 
dem klassischen Satteldach noch weitere Dachformen im Mischgebiet zu ermöglichen. Aus 
diesen Gründen werden im Plangebiet auch Zeltdächer, Walmdächer, versetzte Pultdächer, 
Pultdächer und begrünte Flachdächer zugelassen. Mit diesen Gestaltungsvorschriften kann 
ein breites Spektrum an Dachformen geschaffen werden. 
 
Glasierte oder reflektierende Materialien sind für die Dacheindeckung ausgeschlossen, um 
insbesondere Störungen durch Spiegelungen des Sonnenlichts auszuschließen. Hiervon 
ausgenommen sind jedoch Photovoltaik- und Solaranlagen, um die Nutzung erneuerbarer 
Energien nicht einzuschränken. 
 
Vorschriften werden zur Gestaltung von Dachgauben aufgenommen, um das Erscheinungs-
bild zu regeln. Ziel ist, zu große und störende Dachgauben einzuschränken und gleichzeitig 
eine Nutzung der Dachgeschosse zu ermöglichen. 
 
Doppelhäuser und Reihenhäuser 

Zwei aneinander gebaute Doppelhaushälften bzw. Reihenhausgruppen mit unterschiedlicher 
Dachneigung können das Erscheinungsbild negativ beeinträchtigen. Aus diesem Grund wird 
es aus gestalterischer Sicht für erforderlich gehalten, Doppelhauspaare bzw. Reihenhaus-
gruppen jeweils als eine Einheit, mit gleicher Dachform und Dachneigung sowie gleicher 
Farbe der Dacheindeckung in Erscheinung treten zu lassen. 
 
Hierzu werden für Doppelhäuser und Reihenhäuser folgende zwingende Vorschriften aufge-
nommen: 

1. Satteldach mit 35 Grad Dachneigung, 
2. graue Farbe der Dacheindeckung, 
3. maximal 1 m Versatz der Firstlinie. 

Um Bauherren von Doppelhäusern und Reihenhäusern jedoch auch weitergehende Baufrei-
heiten zu ermöglichen, kann von den zwingenden Vorschriften Nr. 1 und 2 abgewichen wer-
den und nach den ansonsten geltenden Festsetzungen und Vorschriften gebaut werden. 
Voraussetzung hierzu ist jedoch, dass durch Baulast sichergestellt ist, dass der nachfolgend 
Bauende die Vorgaben des zuerst Bauenden in Bezug auf Dachform, Dachneigung und 
Dacheindeckung aufnimmt. 
 
 



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Frankenweg“ Gemeinde Appenweier 
Fassung: Vorentwurf zur frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB Stand: 25.06.2019 
 

Begründung mit Umweltbericht 

 
 

Seite 27 von 31 

6.7.2 Werbeanlagen 

Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO werden Gestaltungsvorschriften für Werbeanlagen getroffen. 
 
Um Fremdwerbung im Plangebiet auszuschließen, sind Werbeanlagen nur an der Stätte der 
eigenen Leistung zulässig. Darüber hinaus dürfen Werbeanlagen nur an der Fassade bis 
zum oberen Wandabschluss angebracht werden. 
 
Um Störungen zu vermeiden, werden Werbeanlagen mit wechselndem bewegtem Licht aus-
geschlossen. 
 
Östlich sowie nordöstlich beginnt Wohnbebauung. Das Anbringen von Werbeanlagen wird 
daher nur in Richtung Frankenweg zugelassen, um Konflikte zwischen Gewerbe und Woh-
nen zu vermeiden. 
 
 
6.7.3 Gestaltung der unbebauten Flächen 

Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke 

Um eine hohe gestalterische Qualität im Plangebiet zu erzeugen, sind gemäß § 74 Abs. 1 
Nr. 3 LBO die nicht als Wege genutzten unbebauten Flächen bebaubarer Grundstücke zu 
begrünen, gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Darüber hinaus werden großflächig mit 
Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet wer-
den und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen ausgeschlossen. Dieser Aus-
schluss von sogenannten Schottergärten erfolgt, um mit Gärten mit negativen Auswirkungen 
auf die Insektenvielfalt, auf das Kleinklima und den Boden zu vermeiden. Diese Gestaltungs-
vorschrift entspricht grundsätzlich auch dem § 9 Abs. 1 LBO, in dem die Gestaltung der nicht 
überbauten Flächen bebauter Grundstücke als Grünflächen vorgegeben ist. 
 
Aufschüttungen, Abgrabungen, Stützmauern 

Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO wird vorgeschrieben, dass wesentliche Veränderungen des 
Geländeprofils nicht vorgenommen werden dürfen. Durch diese Vorschrift sollen große Ge-
ländeveränderungen vermieden werden. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die nicht über-
bauten Grundstücksflächen mindestens an den Seiten, an denen sie an öffentliche Verkehrs-
flächen angrenzen, bis zur Bauflucht des Hauptgebäudes mindestens auf das Niveau der 
Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche aufzufüllen sind. 
 
Aufgenommen wird auch, dass die zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlichen Auf-
schüttungen und Böschungen auf den Baugrundstücken zu dulden sind. 
 
Einfriedungen 

Einfriedungen werden gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
chen auf eine Höhe von maximal 0,8 m beschränkt. Gemessen wird hierbei an der Oberkan-
te des fertigen Gehwegs bzw. Schrammbordes. Die Vorschrift gilt gleichermaßen für tote 
sowie lebende Einfriedungen (z. B. Hecken). 
 
Für öffentliche Verkehrsflächen ohne Gehweg wird vorgeschrieben, dass feste Einfriedungen 
nur im Abstand von mindestens 0,50 m hinter Fahrbahnrand angelegt werden dürfen. Hier-
von ausgenommen sind Rasenbordsteine bis zu einer Höhe von 0,15 m über der Fahrbahn-
oberkante. 
 
Mit diesen Vorschriften sollen zum einen offene Vorgartenbereiche entlang öffentlicher Ver-
kehrsflächen geschaffen werden und zum anderen die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer 
erhöht werden. Dadurch soll auch das Entstehen von Angsträumen verhindert werden. 
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Zu Grundstücksgrenzen zwischen den Baugrundstücken werden keine Vorschriften aufge-
nommen. Für diese Grenzen bleiben insbesondere die Vorschriften des Nachbarrechts un-
berührt. 
 
Plätze für bewegliche Müllbehälter 

Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO wird vorgeschrieben, dass Standflächen für Müllbehälter an 
ihren Außenkanten mit Schutzwänden einzufrieden oder durch Hecken zu umpflanzen sind. 
Die Höhe muss hierbei mindesten der Höhe der Behälter entsprechen. Von dieser Vorgabe 
ausgenommen sind die Zufahrten bzw. Zuwege. Ziel dieser Gestaltungsvorschrift ist, Müll-
behälter nicht im Straßenraum in Erscheinung treten zu lassen und dadurch eine hohe 
Wohnqualität zu erreichen. 
 
 
6.7.4 Außenantennen 

Die Zulässigkeit von Antennenanlagen wird im Plangebiet eingeschränkt, so dass je Haupt-
gebäude eine Antenne oder Satellitenantenne zulässig ist. Grund der Einschränkung ist, 
dass ein Übermaß an Außenantennen, Satellitenantennen u. Ä. durch ihre verunstaltende 
Wirkung die Wohnqualität stark beeinträchtigen. Auch bei Gebäuden mit mehreren Nut-
zungseinheiten ist daher der Anschluss an eine Gemeinschaftsantenne zumutbar. Darüber 
hinaus ist Ziel der Gemeinde, die Gebäude mit Glasfaser zu versorgen, so dass auf das Er-
richten von Außenantennen zukünftig durchaus auch verzichtet werden kann. 
 
 
6.7.5 Anzahl der Stellplätze 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen wird, abweichend von § 37 Abs. 1 LBO, auf 2,0 
Stellplätze pro Wohnung erhöht. Die Gemeinde Appenweier ist zwar dem Verdichtungsbe-
reich im ländlichen Raum zugeordnet. Darüber hinaus ist der öffentliche Personennahver-
kehr durch einen schienengebundenen ÖPNV gewährleistet. Dennoch ist aufgrund der Lage 
im ländlichen Raum davon auszugehen, dass pro Haushalt mehr als ein Fahrzeug benutzt 
wird. Im Straßenraum werden zwar öffentliche Parkplätze angelegt, diese sollen aber vor-
rangig Kurzzeitparkern dienen. 
 
 
6.7.6 Höhenlage der Baugrundstücke 

Das Gelände im Plangebiet liegt tiefer als der Frankenweg. Insbesondere ist erforderlich, die 
Straßen auf das Niveau der angrenzenden Bereiche anzuheben. Auch auf den Baufeldern 
kann daher nicht von natürlichen Geländehöhen ausgegangen werden. Aus diesem Grund 
wird die Höhenlage der gesamten Grundstücke gemäß § 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO geregelt. 
 
Vorgeschrieben wird daher, dass die nicht überbauten Grundstücksflächen mindestens an 
den Seiten, an denen sie an öffentliche Verkehrsflächen angrenzen, bis zur Bauflucht des 
Hauptgebäudes mindestens auf das Niveau der Oberkante der angrenzenden Verkehrsflä-
che aufzufüllen sind. Diese Vorschrift erfolgt auch, um anfallenden Bodenaushub auf den 
Baugrundstücken wieder zu verwenden. 
 
 
 

7. Auswirkungen 

7.1 Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen 

Durch die Entwicklung des Mischgebiets gehen landwirtschaftliche Flächen verloren. 



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Frankenweg“ Gemeinde Appenweier 
Fassung: Vorentwurf zur frühzeitigen Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB Stand: 25.06.2019 
 

Begründung mit Umweltbericht 

 
 

Seite 29 von 31 

7.2 Gemeinbedarfseinrichtungen 

Auf die Gemeinbedarfseinrichtungen von Appenweier hat die Aufstellung des Bebauungs-
planes keine Auswirkungen. 
 
 

7.3 Verkehr 

Der Frankenweg ist für die Aufnahme der zusätzlichen Verkehrsmenge ausreichend dimen-
sioniert. 
 
 

7.4 Ver- und Entsorgung 

7.4.1 Abwasser- und Niederschlagswasserbehandlung 

Die Kapazität der Kanalisation ist für das Plangebiet ausreichend. Der Anschluss erfolgt über 
die bestehenden Schmutz- und Regenwasserkanäle. 
 
 
7.4.2 Trinkwasser 

Die Kapazität der Wasserversorgung ist für das Plangebiet ausreichend. Der Anschluss der 
Trinkwasserversorgung an das Leitungsnetz erfolgt über die bestehenden Wasserversor-
gungsleitungen. 
 
 
7.4.3 Elektrizität 

Die Syna GmbH wurde als Leitungsträger in das Aufstellungsverfahren eingebunden. Die 
Versorgung des Baugebiets erfolgt über Erdkabel. 
 
 
7.4.4 Gasversorgung 

................... 
 
 
 

8. Maßnahmen zur Verwirklichung | Folgeverfahren 

8.1 Bodenordnung 

Da die Grundstücke im Planbereich nach Lage, Größe und Zuschnitt entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht bebaubar sind, ist die Einleitung eines förmlichen 
Umlegungsverfahrens notwendig. In diesem Verfahren werden die notwendigen Flächen für 
Straßen, Gehwege usw. bereitgestellt. Zur Neuordnung der Grundstücke wird eine gesetzlich 
vereinbarte Umlegung gemäß § 45ff BauGB durchgeführt.  
 
 

8.2 Entschädigungen 

Durch die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans werden keine Entschädigungsan-
sprüche nach §§ 39 ff. BauGB ausgelöst. 
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8.3 Erschließung 

Zur Erschließung des Plangebiets ist der Bau von Verkehrsanlagen (Planstraße 1) sowie die 
Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen mit Hausanschlüssen erforderlich. Von der 
Gemeinde Appenweier ist geplant, die Erschließungsmaßnahmen im Frühjahr 2021 zu be-
ginnen. 
 
Für die kanaltechnische Erschließung im öffentlichen Bereich ist rechtzeitig vor Baubeginn 
das Benehmen mit der Unteren Wasserbehörde nach § 48 Abs. 1 WG herzustellen. 
 
 

8.4 Sonstige vertragliche Regelungen 

Die Gemeinde hat die Erschließung gemäß § 11 BauGB auf einen Erschließungsträger über-
tragen. Mit der KiB Kommunalentwicklung und integrierte Baulanderschließung GmbH, 
Pforzheim, wurde ein Erschließungsvertrag geschlossen. 
 
 

8.5 Kosten und Finanzierung 

Mit dem Erschließungsträger wird über die Übernahme der Erschließungskosten ein Er-
schließungsvertrag abgeschlossen. Die Erschließungskosten gehen damit nicht zu Lasten 
des Haushalts, sondern werden durch die Eigentümer im Plangebiet getragen. 
 
Für die Erschließung des Baugebietes fallen insbesondere Kosten zur Herstellung der Ver-
kehrsanlagen, Entwässerung und Wasserversorgung an. Aufbauend auf dem Bebauungs-
plan-Entwurf wurde eine Kostenschätzung der Erschließungskosten vorgenommen: 
 

Äußere Erschließung 0 €

Verkehrsflächen (innere Erschließung) 0 €

Entwässerung 0 €

Wasserversorgung 0 €

Grünflächen 0 €

Ausgleichsmaßnahmen (Artenschutz) 0 €

Gesamtkosten (brutto inkl. Nebenkosten) 0 €  
 
 

8.6 Planungsrecht 

Vorgesehen ist, den Bebauungsplan bis Ende des Jahres 2020 zur Rechtskraft zu bringen. 
 
 
 

9. Flächenbilanz 

Bruttobauland 0,85 ha 100,0%

Verkehrsflächen etwa 0,06 ha 7,0%

- Straßenverkehrsfläche etwa 0,04 ha 5,2%

- landwirtschaftlicher Weg etwa 0,02 ha 1,8%

Private Grünflächen etwa 0,04 ha 4,2%

Nettobauland etwa 0,75 ha 88,8%
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10. Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

▪ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

▪ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des 

Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 

S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010, zu-

letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000, 

zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 06.03.2018 (GBl. S. 65, 73) 

 
 
 
 
 
 
 
 
Appenweier, ................................ Lauf, ...................... 
 
 
 
.............................................  

Manuel Tabor 
Bürgermeister 

Planverfasser 

 
 


